[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Aufhebung eine Beistandschaft auf eigenes Begehren trotz Notwendigkeit der Massnahme
Sachverhalt

Eine gem. Art. 394 mit Einkommens- und Vermögensverwaltung verbeiständete Frau hat einen Antrag um Aufhebung der Beistandschaft gestellt, weil es ihr nun so gut gehe, dass sie die Begleitung nicht mehr nötig habe. Gem. Bericht der Beiständin ist dies jedoch nicht der Fall, sie sei alkoholbedingt geistig abgebaut und die Beiständin führt anhand mehrerer Beispiele auf, dass die Frau mit der Administration und Erledigung der Finanzen überfordert ist. 

Frage: 
Ist es richtig, dass wenn die VB zum Schluss kommt, dass die Beistandschaft weiterhin notwendig ist, eine kombinierte Beistandschaft errichtet werden muss Art. 392 Ziff. 1/ 393 Ziff. 2? Und es dazu ein Arztzeugnis braucht? 
Erwägungen
1. Die Beistandschaft auf eigenes Begehren setzt voraus, dass eine hilfs- und schutzbedürftige Person ein Begehren bei der Behörde stellt. Hierfür bedarf sie der Urteilsfähigkeit. Mit dem Begehren wird zumeist auch von der Zustimmung zur Massnahme ausgegangen; die hilfs- und schutzbedürftige Person muss aber  überblicken können, welche Massnahme sie beantragt und was für Auswirkungen diese für sie hat (BSK ZGB I-Langenegger, Art. 372 N 11). Das Begehren kann auch nach Verfahrenseröffnung noch eingeholt werden (BK-Schnyder/Murer, Art. 372 N 24, ZK-Egger, Art. 372 N5,: BGE 106 II 298).
2. Für die Beendigung der Beistandschaften und der Beiratschaften gilt grundsätzlich Art. 439 ZGB. Im Unterschied zu dieser Regelung, aber insb. auch im Unterschied zur Vormundschaft (Art. 438 ZGB) und Beiratschaft jeweils auf eigenes Begehren, kann die hilfs- und schutzbedürftige Person gemäss Rechtsprechung und Lehre jederzeit einen Antrag stellen, dass die Massnahme aufgehoben wird. Dem Antrag hat die Vormundschaftsbehörde statt zu geben, hat aber gleichzeitig  zu prüfen, ob nicht andere verhältnismässige(re) Massnahmen in Frage kommen. Die Massnahme endet erst, wenn die Vertretungsmacht – analog zu Art. 439 Abs. 2 ZGB –  mit behördlichem Entscheid entfällt (BSK ZGB I-Geiser, Art. 439 N 11 f.; BGE 71 II 18). Solange das Verfahren um die Aufhebung und Abklärung von Alternativen nicht abgeschlossen ist, wird die Massnahme aufrecht erhalten. 
3. Die Einholung eines Arztzeugnisses für Beistandschaften wird im Gesetz nirgends ausdrücklich vorgeschrieben; dies im Unterschied z.B.  zur Fürsorgerischen Freiheitsentziehung (Art. 397e Ziff. 5 ZGB) und zur Vormundschaft gemäss Art. 369 ZGB (Art. 374 Abs 2 ZGB), bei denen jeweils bei psychischen Störungen ein Sachverständigengutachten eingeholt, resp. unter Beizug eines Sachverständigen entschieden werden muss. Die Vormundschaftsbehörde hat aber im Rahmen ihrer Abklärungen von Amtes wegen den Sachverhalt abzuklären. Sie muss die materielle („inhaltliche“) Wahrheit eruieren (Untersuchungsmaxime; BSK ZGB I-Geiser, Art. 374 N 18). Dazu gehört, dass sie  den rechtserheblichen Sachverhalt von sich aus (richtig und vollständig) abklärt und hierfür die Verantwortung trägt; sie darf sich nur auf Sachumstände stützen, von deren Vorhandensein sie sich selbst überzeugt hat und sie darf auch Sachumstände herbeiziehen, die von keiner Partei erwähnt werden (Rhinow/Koller/Kiss, Öffentliches Prozessrecht Rz. 904 ff.). Die betroffene Person ist in das Verfahren mit ein zu beziehen (Art. 29 Abs. 2 BV) und ist für die Sachverhaltsfeststellung in der Regel von entscheidender Bedeutung. Die Behörde ist jedoch  - wie soeben erwähnt – nicht an deren Anträge und Sicht der Dinge gebunden und bewertet den Sachverhalt aufgrund der Beweiserhebungen unabhängig. 
Die Behörde kann somit Verfahrenshandlungen, und dazu gehören auch das Einholen von Gutachten und ärztlichen Berichten, anberaumen; diese müssen verhältnismässig sein. Ist beispielsweise in einem Sachverhalt unklar, inwiefern eine Person (noch) urteilsfähig ist und muss dies für die Anordnung einer Massnahme abgeklärt werden, so bietet sich ein forensisches Gutachten über die Urteilsfähigkeit als verhältnismässige Massnahme an. 
Fazit: 
Beantwortung der Frage:
Bei einem Antrag der betroffenen Person um Aufhebung einer Beistandschaft gemäss Art. 394 ZGB ist diesem statt zu geben; gleichzeitig ist aber ein Verfahren zu eröffnen, welches prüft, ob Alternativen zur bisherigen Massnahmen, welche in Bezug auf das Ziel der Massnahme geeignet, erforderlich und zumutbar sind, bestehen. Dies kann durchaus eine kombinierte Beistandschaft sein. Aufgrund der spärlichen Angaben im Sachverhalt kann das hier aber nicht abschliessend beantwortet werden. In Frage kommen aber auch – gerade wenn sich abzeichnet, dass die betroffene Person nicht mehr kooperieren wird – eine weiter in die Persönliche Freiheit eingreifende Massnahme, wie eine Beiratschaft oder eine Vormundschaft. 
Die Einholung eines Arztzeugnisses ist nicht zwingend, aber gerade dort erforderlich, wo aufgrund der Untersuchungsmaxime medizinische Sachverhaltselemente abgeklärt und nachgewiesen werden müssen. Betrifft die Frage die Urteilsfähigkeit und ist diese nicht offenkundig gegeben oder nicht gegeben, so empfiehlt sich in der Regel ein Gutachten und nicht ein Arztzeugnis (des Hausartzes/der Hausärztin).
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